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und internationalen Luftverkehrsanschlusses für

Sehr geehrter Herr Präsident,

I

das Volksbegehren vom 3.12.2012 ist eine G$etzesvorlage nach Art. 75 der Landesverfassung
Brandenburg. 

I

I

Der damit vorgelegte Gesetzestext lautet: 
I

I

(1) ,,Der im Gesamtraum Berlin-Brandenburg festehende Bedarf an Luftverkehrskapazitäten soll
derart gedeckt werden, dass am Flughafen Beflin-Brandenburg lnternational (BER) Tagflug aber kein
planmäßiger Nachtflug stattfindet, um die Lärfnbetroffenheit zu reduzieren."

(2) ,,Dabei soll der nationale und international[ Luftverkehrsanschluss für Berlin und Brandenburg
nicht allein auf den Ballungsraum Berlin konzlntriert werden."

I

Dieser Gesetzestext ersetzt Satz 1 und 2 des ir! den Ländern Berlin / Brandenburg gültigen 5 19 Abs.

11 LePro (Landesentwicklungsprogramm). Satf : und Satz 4 des 5 19 Abs. 11 LePro entfallen.

Das Volksbegehren ist nach Art.77 Abs. 3 Srt.lf LV Bbg am 3.L2.2OL2 mit 106 000 Unterschriften
zustande gekommen. 

i

i

Das Volksbegehren wurde am 27.2.2013 von Landesregierung und dem Landtag Brandenburg
ohne Anderung des vorgelegten angenommen.

lch fordere Sie hiermit verbindlich auf, gem. . 81 Abs. 1 LV Bbg den für das Land Brandenburg
zutreffenden Gesetzestext unverzüglich au

Land Brandenburg zu verkünden.
und im Gesetz- und Versorgungsblatt für das

Er lautet: "Am Flughafen Berlin-Brandenburg I ternational (BER) soll zu Deckung des im
Bedarfs an Luftverkehrskapazitäten Tagflug aber keinGesamtraum Berlin-Brandenburg

pla nmä ßiger Nachtfl ug stattfinde n."

Die gesetzliche Regelung dieser Kernforderu ng Volksbegehrens ist eine alleinige Obliegenheit
Gremium hat die Kompetenz für eine derartigedes Landes Brandenburg; Kein anderes legis

gesetzliche Regelung zur Erfüllung des zusta gekom menen Volksbegeh rens.

Dies geschieht unabhängig von den geschei Verhandlungen mit dem Bundesland Berlin zu

- der Anderung des Landesentwick Berlin / Brandenburg,
der Deckung des Bedarfs an Luftverkeh
der geforderten Verteilung des nationa

zitäten im Gesamtraum Berlin-Brandenburg,

Berlin und Brandenburg über den Bal aum Berlin hinaus und zu

der angestrebten Anderung des Lande sowie des Staatsvertrags dazu,



weil diese Dokumente bzw. Sachverhalte kei
dem Nachtflugverbot am Flughafen Berli

Die Notwendigkeit der gesetzlichen
Brandenburg lnternational (BER) ergibt sich
dem Landtag Brandenburg angenommenen
Volksentscheid gleich kommt.

Mit dem erfolgreichen und angenommenen
der rechtlich nachrangige Planfeststellu
Nachtflugs standortbedingt auf den Stand
vorhandenem Schallschutz im lnnenraum
festlegte (A ll 5.1.3 Abs. 1).

Das Nachtflugverbot gemäß dem Volksbegeh
Nachtschutzziel von 2004 sind sozialhygien
eine menschliche Grundbedingung ist; N

PFB von 2009 an diesem Standort nicht verei

Eine Übereinstimmung mit Berlin zu den Mod
über die Deckung des Bedarfs an Lu

eine Übereinstimmung zu erzielen. Das Schei
Standort-Wa hl Schönefeld als single-Airport
lnteressengegensatz zwischen Berlin und Bra

Jetzt sind Sie, Herr Präsident, zur Verkündung
aufgerufen, wenn Sie nicht den Weg zum V
wollen.

Hochachtungsvoll

Dr. Schallehn

unmittelbaren Bezug zu dem Nachtflug bzw. zu
ndenburg lnternational (BER) haben.

des Nachtflugverbots am Flughafen Berlin-
s der Umsetzung des von der Landesregierung und
ksbegehrens, das einem erfolgreichen

hren 2012/2013 wurde auf legislativer Ebene
luss in der Fassung von 2009 bezüglich des

2004 zurück geführt, dessen Nachtschutzziel,,bei
Überschreitung des Schallpegels von 55 dB(A)'

von20L2/2013 und das vorstehend genannte
zueinander äq uivalent, weil ungestörter Nachtschlaf

ist damit in den weiten Grenzen der Anderung des

ten des Nachtflugverbots war anzustreben, um
zitäten in dem Gesamtraum Berlin-Brandenburg

der Verhandlungen dazu zeigt auf, dass mit der
Großflughafens ein nicht zu überwindender

bezüglich des Nachtflugs entstanden ist.

Nachtflugverbots gem. Art. 81Abs. 1 LV Bbg
sungsgericht nach Art.77 Abs. 2 LV Bbg einschlagen



/.loscrrnitt:
Die besetzgebung

lon,*",r,
(Geletzesinitiative)

Gesetzesvorlagen können aus der Mitte des LlanOtages, durch die Landesregierung oder im Wege
des Volksbegehrens eingebracht werden. 

i

lon,*",r.
ry{lrsinittative;

(1) Alle Einwohner haben das Recht, Oem tarld ständigkeit bestimmte
Gegenstände der politischen Willensbildung zf initiative kann auch
Gesetzentwürfe und Anträge auf Auflösung d{s ie lnitiative muß von
mindestens zwanzigtausend Einwohnern, beiflnüägen auf Auflösung des Landtages von mindestens

einhundertfünfzigtausend Stimmberechtigten {nterzeichnet sein. lhre Vertreter haben das Recht auf
Anhörung. 

I

(2) lnitiativen zum Landeshaushalt, zu Dienst-lund Versorgungsbezügen, Abgaben und

Personalentscheidungen sind unzulässig.

rtikelTT
(Volksbegehren)

(1) Stimmt der Landtag einem GeseEentwurf, pinem Antrag auf Auflösung des Landtages oder einer

Vertreter der lnitiative ein Volksbegehren statt.i
I

(2) Hält die Landesregierung oder ein Drittel d(r Mitglieder des Landtages das Volksbegehren für
urufen.

en n mindestens achtzigtausend Stimmberechtigte
zugestimmt haben. Ein Antrag auf Auflösung des

s zweih underttausend Stimmberechtigten.

rtikelTS
(Vol )

(1) Entspricht der Landtag nicht binnen zwei ten dem Volksbegehren, so findet innerhalb von
weiteren drei Monaten ein Volksentscheid

Gesetzentwurf oder eine sonstige Vorlage
Der Landtag kann einen konkurrierenden
Artikel 76 mit zur Abstimmung stellen. Der

Landtagspräsident hat die mit Gründen Gesetzentwürfe oder die anderen zur
Form zu veröffentlichen.Abstimmung stehenden Vorlagen in

(2) Ein Gesetzentwurf oder eine andere nach ArtikelT6 ist durch Volksentscheid

angenommen, wenn die Mehrheit derjenigen, ihre Stimme abgegeben haben, jedoch mindestens

ein Viertel der Stimmberechtigten, zugestimmt

(3) Bei Verfassungsänderungen sowie bei An auf Auflösung des Landtages müssen zweiDrittel
derjenigen, die ihre Stimme abgegeben haben, jedoch die Hälfte der Stimmberechtigten,
für die Verfassungsänderung oder die
gültigen Ja- und Nein-Stimmen.

des Landtages gestimmt haben. Es zählen nur die



Die Verfassung kann nur durch ein Gesetz werden, das den Wortlaut der Verfassung
ausdrücklich ändert oder ergänzt. Hiezu es der Zustimmung einer Mehrheit von zwei Dritteln
der Mitglieder des Landtages oder eines Volk ides nach Artikel 78 Absatz 3.

80

ungen)

Die Ermächtigung zum Erlaß einer ng kann nur durch Gesetz erteilt werden. Das
Gesetz muß lnhalt, Zweck und Ausmaß der e Ermächtigung bestimmen. Die Rechtsgrundlage
ist in der Verordnung anzugeben. lst durch vorgesehen, daß eine Ermächtigung weiter

ung der Ermächtigung einer Rechtsverordnung.übertragen werden kann, so bedarf es zur ü

(1) Der Landtagspräsident hat die vom

rtikel 81

ng, lnkrafttreten)

beschlossenen oder durch Volksentscheid
angenommenen Gesetze unverzüglich au
Land Brandenburg zu verkünden.

und im Gesetz- und Verordnungsblatt für das

(2) Rechtsverordnungen werden von der , die sie erläßt, ausgefertigt und vorbehalflich anderer
gesetzlicher Bestimmungen im Gesetz- und ungsblatt für das Land Brandenburg verkündet.

(3) Jedes Gesetz und jede Rechtsverordnung den Tag des lnkraftretens bestimmen. Fehlt eine
solche Bestimmung, so treten sie mit dem
das Gesetzblatt ausgegeben worden ist.

ten Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem

(4) Nach Maßgabe eines Gesetzes können Ausfertigung von Gesetzen und Rechtsverordnungen
und deren Verkündung in elektronischer Form werden.


